
 

Satzung über die Erhebung von Gebühren für öffentliche Leistungen 
(Gebührensatzung) 

geändert am 20.05.2010 
geändert am 30.09.2010 
geändert am 15.03.2012 

 
Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und der §§ 2 
und 11 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) in Verbindung mit § 4 Abs. 3 und § 11 
Landesgebührengesetz hat der Gemeinderat der Stadt Giengen am 30.11.2006 folgende 
Satzung beschlossen: 
 

§ 1 Gebührenpflicht 
 
Die Stadt Giengen erhebt für öffentliche Leistungen, die sie auf Veranlassung oder im Inte-
resse Einzelner vornimmt, Gebühren nach dieser Satzung, soweit nicht Bundesrecht oder 
Landesrecht etwas anderes bestimmen. Unberührt bleiben Bestimmungen über Gebühren 
in besonderen Gebührensatzungen der Stadt. 
 
 

§ 2 Gebührenfreiheit 
 
(1) Gebühren werden nicht erhoben für öffentliche Leistungen, die folgende Angelegenhei-

ten betreffen: 
 
a) Gnadensachen, 
b) das bestehende oder frühere Dienstverhältnis von Beschäftigten des öffentlichen 

Dienstes, 
c) die bestehende oder frühere gesetzliche Dienstpflicht oder die bestehende oder 

frühere an Stelle der gesetzlichen Dienstpflicht geleistete Tätigkeit, 
d) Prüfungen, die der beruflichen Aus- und Weiterbildung dienen, mit Ausnahme von 

Prüfungen zur Notenverbesserung, 
e) Leistungen geringfügiger Natur, insbesondere mündliche und einfache schriftliche 

Auskünfte, soweit bei schriftlichen Auskünften nicht durch diese Satzung etwas an-
deres bestimmt ist, 

f) die behördliche Informationsgewinnung, 
g) Verfahren, die von der Stadt ganz oder überwiegend nach den Vorschriften der Ab-

gabenordnung durchzuführen sind, mit Ausnahme der Entscheidung über 
Rechtsbehelfe. 
 

(2) Von der Entrichtung der Gebühren sind, soweit Gegenseitigkeit besteht, befreit 
 
a) das Land Baden-Württemberg, 
b) die landesunmittelbaren juristischen Personen des öffentlichen Rechts, die nach 

den Haushaltsplänen des Landes für Rechnung des Landes verwaltet werden, 
c) die Gemeinden, Landkreise, Gemeindeverbände und Zweckverbände sowie Ver-

bände der Regionalplanung in Baden-Württemberg. 
 

(3) Soweit die Stadt Aufgaben der unteren Verwaltungsbehörde im Sinne des Landesver-
waltungsgesetzes oder Aufgaben der unteren Baurechtsbehörde im Sinne der 
Landesbauordnung für Baden-Württemberg wahrnimmt, sind weiterhin gebührenbefreit 
 



 

a) die Kirchen und die sonstigen als Körperschaften des öffentlichen Rechts aner-
kannten Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften sowie deren 
Untergliederungen und Mitgliedsverbände und die ihnen zugeordneten Einrichtun-
gen, Anstalten und Stiftungen 

b) die Verbände der freien Wohlfahrtspflege sowie deren Untergliederungen und Mit-
gliedsverbände und die ihnen zugeordneten Einrichtungen, Anstalten und 
Stiftungen für den Bereich der Wohlfahrts- und Gesundheitspflege. 
 

(4) Die Gebührenbefreiung tritt nicht ein, soweit die in den Absätzen 2 und 3 Genannten 
berechtigt sind, die Gebühren Dritten aufzuerlegen oder sonst auf Dritte umzulegen. 
Dies gilt für die in Absatz 3 Genannten nur für deren steuerpflichtige wirtschaftliche 
Geschäftsbetriebe oder Betriebe gewerblicher Art. 
 

(5) § 10 Abs. 6 des Landesgebührengesetzes und § 11 Abs. 3 Satz 4 des Kommunalab-
gabengesetzes sind anzuwenden. 
 

(6) Weitere spezialgesetzliche Gebührentatbestände bleiben unberührt. 
 
 

§ 3 Gebührenschuldner 
 
(1) Zur Zahlung der Gebühren und Auslagen ist derjenige verpflichtet 

 
1. dem die öffentliche Leistung zuzurechnen ist, 
2. der die Gebühren- und Auslagenschuld durch eine gegenüber der Stadt abgegebene 

schriftliche Erklärung übernommen hat, 
3. der für die Gebühren- und Auslagenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 
 
(2) Mehrere Gebühren- und Auslagenschuldner haften als Gesamtschuldner. 
 
 

§ 4 Gebührenbemessung, Gebührenarten und Gebührenhöhe 
 
(1) Die Gebühr soll die mit der öffentlichen Leistung verbundenen Verwaltungskosten aller 

an der Leistung Beteiligten decken; Verwaltungskosten sind die nach betriebswirt-
schaftlichen Grundsätzen ansatzfähigen Kosten mit Ausnahme kalkulatorischer Zinsen. 
Bei der Gebührenbemessung wird die wirtschaftliche oder sonstige Bedeutung der öf-
fentlichen Leistung für den Gebührenschuldner zum Zeitpunkt ihrer Beendigung 
berücksichtigt. 
 

(2) Die Gebühren werden nach festen Sätzen oder als Rahmengebühren bestimmt. 
 

(3) Eine Gebühr nach festen Sätzen ist eine 
 

1. mit einem bestimmten, unveränderten Betrag vorgesehene Gebühr, 
2. nach Zeiteinheiten bestimmte Gebühr, 
3. von dem Wert des Gegenstands, auf den sich die Leistung bezieht, abhängige Gebühr. 

Für eine Wertgebühr ist der Verkehrswert zum Zeitpunkt der Beendigung der Leistung 
oder eine andere hierfür geeignete Bemessungsgrundlage zugrunde zu legen. Der Ge-
bührenschuldner hat auf Verlangen den Wert des Gegenstands nachzuweisen. Bei 
Verweigerung oder ungenügender Führung des Nachweises hat die Stadt den Wert auf 



 

Kosten des Gebührenschuldners zu schätzen. Sie kann sich hierbei Sachverständiger 
bedienen. 

 
(4) Bei der Rahmengebühr wird ein Mindest- und Höchstsatz für die Gebühr festgelegt. 

Die Höhe der Gebühr bemisst sich nach dem Verwaltungsaufwand, sowie nach der 
wirtschaftlichen oder sonstigen Bedeutung für den Gebührenschuldner zum Zeitpunkt 
ihrer Beendigung. 
 

(5) Die Höhe der Gebühren richtet sich nach dem dieser Satzung beigefügten Gebühren-
verzeichnis. Das Gebührenverzeichnis ist Bestandteil der Satzung. Für öffentliche 
Leistungen, für die im Gebührenverzeichnis weder eine Gebühr bestimmt noch Gebüh-
renfreiheit vorgesehen ist, ist eine Gebühr von 5,00 € bis 10.000,00 € zu erheben. 

 
 

§ 5 Entstehung der Gebühr 
 
(1) Die Gebühren- und Auslagenschuld entsteht bei öffentlichen Leistungen, die auf Antrag 

erbracht werden, mit dessen Eingang bei der Stadt Giengen. 
 

(2) Die Gebühren- und Auslagenschuld entsteht bei öffentlichen Leistungen, die nicht an-
tragsgebunden sind, und bei sonstigen öffentlichen Leistungen mit deren Beginn. 

 
(3) Bei Zurücknahme eines Antrages entsteht die Gebührenschuld mit der Zurücknahme. 
 
 
 

§ 6 Fälligkeit, Zahlung 
 
(1) Die Gebühren werden mit der Bekanntgabe der Gebührenentscheidung an den 

Schuldner fällig, es sei denn, die Behörde hat einen späteren Fälligkeitszeitpunkt be-
stimmt. 
 

(2) Die Stadt kann eine öffentliche Leistung, die auf Antrag erbracht wird, von der Zahlung 
eines Vorschusses oder von der Leistung einer Sicherheit bis zur Höhe der voraussicht-
lich entstehenden Gebühren und Auslagen abhängig machen. 
 

(3) Dem Antragsteller wird eine angemessene Frist zur Zahlung des Vorschusses oder zur 
Leistung der Sicherheit gesetzt. Die Stadt kann den Antrag als zurückgenommen be-
handeln, wenn die Frist nicht eingehalten wird und der Antragsteller bei der Anforderung 
des Vorschusses oder der Sicherheitsleistung hierauf hingewiesen worden ist. 
 

(4) Ausfertigungen, Abschriften sowie zurückzugebende Urkunden, die aus Anlass der öf-
fentlichen Leistung eingereicht worden sind, können bis zur Bezahlung der 
festgesetzten Gebühren und Auslagen zurückbehalten werden. 
 

 
§ 7 Auslagen 

 
(1) In der Gebühr sind die der Stadt erwachsenen Auslagen inbegriffen. Der Ersatz der 

Auslagen kann besonders verlangt werden, soweit diese das übliche Maß erheblich ü-
bersteigen; dasselbe gilt, wenn für eine öffentliche Leistung keine Gebühr erhoben wird. 



 

Für die Auslagen gelten die für Gebühren maßgebenden Vorschriften entsprechend. 
 

(2) Auslagen sind Ausgaben, die die Stadt Dritten bezahlt, um die öffentliche Leistung 
erbringen zu können. Dazu gehören insbesondere 

 
1. Entgelte für Telekommunikation, 
2. Reisekosten, 
3. Kosten für öffentliche Bekanntmachungen, 
4. Vergütungen für Zeugen und Sachverständige sowie sonstige Kosten der Beweiserhe-

bung. 
 

 
§ 8 Gebührenerleichterungen 

 
(1) Die Stadt kann für bestimmte Arten von öffentlichen Leistungen Gebührenermäßigun-

gen oder – befreiungen anordnen, soweit dies aus Gründen der Billigkeit oder aus 
öffentlichem Interesse geboten ist. Auf das beiliegende Gebührenverzeichnis wird ver-
wiesen. 
 

(2) Die Stadt kann die Gebühren niedriger festsetzen oder von der Festsetzung der Ge-
bühren ganz absehen, wenn die Festsetzung der Gebühr nach Lage des einzelnen 
Falles unbillig wäre. 

 
 

§ 9 Schlussvorschriften 
 
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2007 in Kraft. 

 
(2) Zu gleicher Zeit tritt die Verwaltungsgebührensatzung vom 16.02.1995 mit Änderung 

der Satzung über die Erhebung von Verwaltungsgebühren und der Änderung des Ge-
bührenverzeichnisses vom 08.11.2001 und alle sonstigen dieser Satzung 
entsprechenden oder widersprechenden Vorschriften außer Kraft.  
 

(3) Die Änderungssatzung vom 20.05.2010 tritt am 19.06.2010 in Kraft. 
 
(4) Die Änderungssatzung vom 30.09.2010 tritt am 16.10.2010 in Kraft. 
 
(5) Die Änderungssatzung vom 15.03.2012 tritt am 31.03.2012 in Kraft. 


